
Bekanntmachung des Kreiswahlleiters des Wahlkreises Nr. 293  
Bodensee über die Einreichung von Kreiswahlvorschlägen für die Wahl zum  

20. Deutschen Bundestag am 26. September 2021 
 

Der Bundespräsident hat durch Anordnung vom 08.12.2020 (BGBl. I S. 2769) 
den 26. September 2021 als Wahltag bestimmt. Die Durchführung der Bun-
destagswahl richtet sich nach dem Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung 
vom 23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, S. 1594), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 14. November 2020 (BGBl. I S. 2395) geändert worden ist, 
sowie der Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung vom 19. April 2002 
(BGBl. I S. 1376), die zuletzt durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1328), geändert worden ist. Aufgrund von § 32 BWO wird 
hiermit zur möglichst frühzeitigen Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 
im Gebiet des Wahlkreises 293 Bodensee aufgefordert. Gleichzeitig wird 
Folgendes bekannt gegeben: 
 
1. Wahlvorschlagsrecht 

 
1.1 Kreiswahlvorschläge können eingereicht werden von 

 
1.1.1 Parteien  
 
 Parteien, die weder im Bundestag noch in einem Landtag seit deren 

letzter Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit 
mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren, können als solche 
einen Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens am 21. 
Juni 2021, bis 18:00 Uhr, dem Bundeswahlleiter beim Statistischen 
Bundesamt in Wiesbaden, Anschrift des Bundeswahlleiters: Statisti-
sches Bundesamt, 65180 Wiesbaden (Postanschrift) bzw. Gustav-
Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden (Hausanschrift), unter Be-
achtung der Vorschriften des § 18 Abs. 2 BWG ihre Beteiligung an 
der Wahl angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Par-
teieigenschaft festgestellt hat. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes bei-
gefügt werden. 

  
1.1.2 Wahlberechtigten (Andere Kreiswahlvorschläge) 
 
1.2 Der Kreiswahlvorschlag (nach dem Muster der Anl. 13 BWO) darf nur 

den Namen eines/einer Bewerbers/Bewerberin enthalten. Jede/r Be-
werber/in kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreis-
wahlvorschlag benannt werden. Als Bewerber/Bewerberin kann nur 
vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt 
hat (Anl. 15 BWO); die Zustimmung ist unwiderruflich. 

 
1.3 Dem Kreiswahlvorschlag ist eine Bescheinigung der zuständigen 

Gemeindebehörde nach dem Muster der Anl. 16 BWO beizufügen, 
dass der/die vorgeschlagene Bewerber/in wählbar ist. 

 
1.4 Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitglie-

dern des Landesvorstands, darunter dem/der Vorsitzenden oder sei-
nem/seiner Stellvertreter/in, persönlich und handschriftlich zu unter-
zeichnen. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband oder 
keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvor-
schläge von den Vorständen der nächstniedrigeren Gebietsverbände, 
in deren Bereich der Wahlkreis liegt, unterzeichnet sein. Die Wahlvor-
schläge müssen den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese enthalten. 

  
1.5 Kreiswahlvorschläge von Parteien, die weder im Bundestag noch in 

einem Landtag seit deren letzter Wahl aufgrund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten 
waren, müssen außerdem von mindestens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (Anl. 
14 BWO). 

 
1.6 Andere Kreiswahlvorschläge (vgl. oben Nr. 1.1.2) müssen von min-

destens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein (Anl. 14 BWO). Dabei haben die drei 
ersten Unterzeichner ihre Unterschrift auf dem Kreiswahlvorschlag 
selbst zu leisten (Anl. 13 BWO, gesonderte Bescheinigung des Wahl-
rechts für diese Unterzeichner auf der Anlage 14 BWO). Die Wahl-
vorschläge müssen ein Kennwort enthalten. 

 
1.7 Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten 

unterzeichnet sein, sind die Unterschriften sowie die Bescheinigung 
des Wahlrechts des jeweiligen Unterstützers durch die zuständige 
Gemeindebehörde auf den amtlichen Formblättern nach Anl. 14 BWO 
zu erbringen. 

  
1.8 Jede/r Wahlberechtigte darf nur einen Kreiswahlvorschlag unter-

zeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so 
ist seine/ihre Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvorschlägen 
ungültig. Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstel-
lung des Bewerbers/der Bewerberin durch eine Mitglieder- oder Ver-

treterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unter-
schriften sind ungültig. 

 
1.9 Die ergänzenden Regelungen in den §§ 20 BWG und 34 BWO sind 

zu beachten. 
  
2. Aufstellung von Parteibewerbern/Parteibewerberinnen 
 
2.1 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei kann in einem Kreiswahlvor-

schlag nur benannt werden, wer in einer Versammlung der wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei im Wahlkreis oder in einer Versamm-
lung der von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei im Wahl-
kreis aus ihrer Mitte gewählten Vertreter in geheimer Abstimmung 
hierzu gewählt worden ist. Ergänzend ist § 21 BWG zu beachten. 

 
2.2 Mit dem Kreiswahlvorschlag (Anl. 13 BWO) sind eine Ausfertigung 

der Niederschrift über die Wahl des Bewerbers/ der Bewerberin nach 
dem Muster der Anl. 17 BWO und die Versicherung an Eides statt 
des Leiters/der Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser 
bestimmten Teilnehmer über die Beachtung der rechtlichen Anforde-
rungen nach dem Muster der Anl. 18 BWO einzureichen (§ 21 Abs. 6 
BWG). 

  
2.3 Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag 

einreichen. 
 
3. Frist für die Einreichung der Kreiswahlvorschläge 
 
3.1 Kreiswahlvorschläge sind spätestens bis zum 19. Juli 2021, 18:00 

Uhr, schriftlich beim Kreiswahlleiter (Anschrift des Kreiswahlleiters: 
Landratsamt Bodenseekreis, Albrechtstraße 77, 88045 Friedrichsha-
fen) einzureichen. Die Kreiswahlvorschläge werden auch während 
der Dienststunden bei der Geschäftsstelle des Kreiswahlleiters beim 
Landratsamt Bodenseekreis, Albrechtstraße 77, 88045 Friedrichsha-
fen, Zimmer Z 603 (Herr Grube) entgegengenommen. 

 
3.2 Später eingehende und unvollständige Kreiswahlvorschläge müssen 

zurückgewiesen werden. Es genügt nicht, wenn sie vor diesem Zeit-
punkt zwar zur Post aufgegeben, dem Kreiswahlleiter aber noch nicht 
zugegangen sind. 

 
4. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen 
 
4.1 Nach Einreichung können Kreiswahlvorschläge durch gemeinsame 

schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson zurückgenommen werden. Ein von mindestens 200 
Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von 
der Mehrheit der Unterzeichner durch persönliche handschriftliche 
Erklärung zurückgenommen werden. 

 
4.2 Für die Änderung von Kreiswahlvorschlägen, die nach Ablauf der 

Einreichungsfrist nur bei Tod oder Wählbarkeitsverlust des Bewer-
bers/ der Bewerberin möglich ist, gilt Nr. 4.1 Satz 1 entsprechend. 
Mängel können nach Ablauf der Einreichungsfrist nur noch bei an 
sich gültigen Wahlvorschlägen, nicht jedoch bei Mängeln nach § 25 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 – 5 BWG, behoben werden. 

 
4.3 Nach der Entscheidung des Kreiswahlausschusses über die Zulas-

sung der Kreiswahlvorschläge, die am 30. Juli 2021 erfolgen wird, ist 
jede Zurücknahme, Änderung oder Mängelbeseitigung ausgeschlos-
sen. 

 
5. Sonstiges 
 
5.1 Es wird empfohlen, mit der Einreichung der Kreiswahlvorschläge nicht 

bis zum letzten Tag der Einreichungsfrist zu warten, damit bei even-
tuellen Mängeln der Kreiswahlvorschlag nach Möglichkeit noch inner-
halb der vorgeschriebenen Frist den gesetzlichen Erfordernissen ent-
sprechend berichtigt bzw. ergänzt werden kann. 

 
5.2 Weitere Auskünfte erhalten Sie bei der Geschäftsstelle des Kreis-

wahlleiters, 88045 Friedrichshafen, Albrechtstraße 77, Zimmer Z 603, 
Herr Grube, Telefon 07541/204-5232, Fax 07541/204-7232, E-Mail: 
wahlen@bodenseekreis.de. 

 
 
Friedrichshafen, den 19.02.2021  
gez. Christoph Keckeisen, Kreiswahlleiter 


